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Hochgeachtete Herren Bundesrichter! 



)er Unterzeichnete beehrt sich Namens und im 
Auftrage des Eidgenössischen Post- und Eisenbahndeparte- 
ments auf die Antwort, welche seitens des Stadtrathes 
von Luzern, an Stelle der hohen Regierung dieses Cantons, 
eingereicht worden ist, Folgendes zu erwidern: 



Formelles- 

1) Es ist etwas eigenthümlich , dass der Stadtrath 
von Luzern, mit welchem die Eidgenossenschaft in Bezug 
auf die Gotthardsubventionen in durchaus keinerlei Ver- 
hältniss steht, direct und allein an Stelle des beklagten 
Cantons antwortet, und zwar, wie sich aus dem Eingange 
der Antwort, ferner aus dem Schreiben der Luzerner 
Regierung vom 30. Mai 1881 (Beilage ad Ziffer 3 der 
Klage) ergibt, und überdiess notorisch ist, im vollstän- 
digen Gegensatze zu der rechtlichen Anschauung dieser 
Cantonsregierung. 

Die Eidgenossenschaft hat mit der Stadt Luzern 
nichts zu thun, die Klage geht gegen den Canton, 
der der ausschliesslich Verpflichtete ist und dessen 
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Beklagtschaft auch allein die Competenz des Bundes- 
gerichts begründet. Wir wollen indess trotzdem keine 
formelle Einrede gegen dieses Procedere erheben und 
auch nicht verlangen, dass sich die Regierung noch 
direct vernehmen lasse, um ihr in keiner Weise den 
Regress zu erschweren, verlangen jedoch, dass die Stadt 
in jeder Hinsicht als Vertreter des Cantons angesehen 
werde, auch nur die Einreden gegen uns gebrauchen 
könne, die allfällig dem Canton zustehen würden, und dass 
das Urtheil gegen den Canton ausgefällt werde — was 
alles übrigens bereits den ausdrücklichen Vorschriften 
des Art. 11 des Eidgenössischen Civilprocessgesetzes ent- 
spricht. 

2) Ebenso müssen wir richtig stellen, dass die Eid- 
genossenschaft, resp. der Eidg. Bundesrath, nicht der 
Vertreter der Gotthardbahn ist und ebenso wenig ein 
Geschäftsführer von Cantonen gegenüber derselben, oder 
gegenüber den andern Subventionsstaaten. Die Eid- 
genossenschaft ist durch die Staatsverträge mit Deutsch- 
land und Italien, Nr. 13, 16, 17 und 38 der Gotthard- 
actensammlung, die wir zu Ihrer mehreren Bequemlichkeit 
beilegen, ganz selbstständig und ohne irgendwelche Mit- 
verpflichtung von Gantonen oder gar Städten der Schweiz, 
die Sich niemals weder direct noch indirect 
an diesen Verträgen betheiligt haben, für die 
betreffenden Subventionen verbindlich. 

Deutschland und Italien bekümmern sich gar 
nicht darum, woher sie diese Subventionen bezieht, und 
stehen in durchaus keinem Vertragsverhältniss zu Can- 
tonen, Bahngesellschaften oder Städten der Schweiz. 
Die Eidgenossenschaft hat hinwieder bezüglich dieser 
Subventionen Vertragsverhältnisse mit einer Anzahl von 
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Cantonen und zwei Bahngesellschaften eingegangen (wie 
solche übrigens auch in Deutschland und Italien be- 
stehen), durch welche Verträge ganz selbstständige 
Rechtsverhältnisse ohne alle Beziehung dieser Cantone 
und Gesellschaften zu den Staaten des Auslandes ge- 
schaffen worden sind. 

3) Das rechtliche Verhältniss der Eidgenossenschaft 
zu den Cantonen und Bahngesellschaften, welche Subven- 
tionen bezahlen, beruht überhaupt ganz und gar nicht auf 
diesen Staatsverträgen, die vielmehr für die Cantone und 
Gesellschaften vollständig Verträge zwischen dritten Per- 
sonen, res inter alios acta, sind, aus denen somit auch 
weder der Canton, noch die Stadt Luzern positive Rechte 
für sich ableiten können. — Sondern vielmehr lediglich 
auf den drei klaren und bestimmten Verpflichtungs- 
scheinen vom 4. Februar 1870, 29. October 1871 und 
4. März .1879, Nr. 21, 21» und 44 der Sammlung, von 
welchen der letzte sogar lange nach Eintritt des- 
jenigen thatsächlichen Umstandes ausgestellt 
worden ist, von welchem die Stadt Luzern die Be- 
rechtigung ableiten will, die geschuldeten Summen einst- 
weilen zu hinterhalten. 

Vgl. Nr. 38 und 42 der Sammlung. 

Es kann sich daher in dem vorliegenden Processe 
wohl nur darum handeln, ohne alle künstliche Construc- 
tion von «Vertretungen» oder Rückbeziehungen, aus den 
zur Feststellung der Frage bestimmten Urkunden zu 
erkennen, welches die Verpflichtungen des Cantons Luzern 
gegenüber der Eidgenossenschaft sind. 
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Der allgemeine Rechtsstandpunkt, 

auf den wir hiedurch geführt werden, resümirt sich 
nach den bestehenden Actenstücken dahin: 

1) Die Eidgenossenschaft hat sich durch die Staats- 
verträge mit Deutschland und Italien gegen Niemand, 
auch gegenüber diesen Staaten nicht, verpflichtet, die 
Gotthardbahn im Ganzen oder in ihren einzelnen Theilen 
zu erbauen. 

Sie verpflichtet sich blos an den Bau derselben eine 
bestimmte Subvention beizutragen, für die sie diesen 
Mitcontrahenten allein verantwortlich und haftbar ist. 
Vgl. Nr. 13 der Sammlung, Art. 1, 16, 17 und 20. 

Diese internationalen Verträge setzen sich hiebei 
allerdings einen gewissen Zweck, die Mittel jedoch, zu 
denen man sich verpflichtet, sind limitirt und wenn sie 
nicht ausreichen, so hat die Eidgenossenschaft sogar 
gegen ihre Mitcontrahenten keinerlei Verpflichtung dessen- 
ungeachtet dieses Programm auszuführen, sondern es 
liegt in der Natur der Sache, dass dasselbe dann den 
vorhandenen Mitteln angepasst werden niuss. 

So verstehen die vertragschliessenden Theile diese 

Staatsverträge und keiner von ihnen hat daran gedacht, 

die Eidgenossenschaft für den Bau gewisser ursprünglich 

programmmässiger Linien verantwortlich zu machen, oder 

^entionen als durch dieses ursprüngliche Bau- 

be dingt zu erklären. 

e Cantone der Eidgenossenschaft, im con- 
le der Canton Luzern, haben an diesen Ver- 
ht den mindesten Antheil genommen, es sind 
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Ihnen auch keinerlei Rechte darin vorbe- 
halten und es konnte daher auch durch den späteren 
Vertrag vom 12. März 1878 (Nr. 38) der frühere vom 
15. October 1869 (Nr. 13) ohne alle Betheiligung, resp. 
-Zustimmung ihrerseits rechtsgültig abgeändert werden, 
was der beste practische Beweis für ihre Nichtbetheili- 
^ung ist. 

Die Beziehungen zwischen der Eidgenossenschaft 
und den subventionirenden Cantonen, resp. Bahngesell- 
schaften, sind vielmehr lediglich durch die bestehenden 
Verpflichtungsscheine geregelt, welche alle Ver- 
pflichtungen der Eidgenossenschaft gegenüber diesen 
Mitcontrahenten formulirt enthalten. Wenn daher von 
^inem zweiseitigen Vertrage und von einer exceptio non 
adimpleti contractus überhaupt gesprochen werden will, so 
kann sich das ausschliesslich auf solche Versprechungen 
der Eidgenossenschaft beziehen, die in diesen Ver- 
trägen bestimmt enthalten wären, und die überdiess 
ihrer Natur nach der Zahlung der Subventionsquote 
vorangehen müssten. 

Solche Verpflichtungen der Eidgenossenschaft, die 
nicht eingehalten worden wären, oder vorerst eingehalten 
werden müssten, bevor die Subvention gefordert werden 
könnte, finden sich aber dort nach eigenem Zuge- 
ständniss der Antwort keine vor. 

Der Canton Luzern hat sich nie beklagt und beklagt 
sich heute nicht, dass den in den Ziffern 3 und 4 des 
Verpflichtungsscheines vom 4. Februar 1870 (Nr. 21 der 
Sammlung) ausgedrückten bestimmten Berechtigungen, 
die ihm zugesichert worden sind, entgegen { 
werde, und ebensowenig kann behauptet we 
werde eine nach dem Art. 2 nicht zulässige i 
weise begehrt, oder es sei der noch gar nicht b( 
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Betrieb der Gotthardbahn nicht ein nach den Erforder- 
nissen einer grossen internationalen Linie eingerichteter^ 
oder es mangle dabei die Controle des Bundes. 

Vgl. übrigens auch achtes Luzerner Conferenz- 
protocoU von 1877, Beilage 1 zur Replik, pag. 68. 
Im Uebrigen ist Jclar genug, dass selbst alle diese 
Bestimmungen keine eigentlichen Bedingungen der 
Subvention im juristischen Sinne (vgl. Windscheid, IV. Auf- 
lage, I, § 86) sind, sondern blos Berechtigungen, welche 
die Cantone ihrerseits anzusprechen haben werden, so- 
bald sie die Subventionen bezahlt haben, deren Leistung: 
der Natur der Sache nach voranzugehen hat. 

3) Eine Bezugnahme auf den Staatsvertrag mit 
Italien findet in dem genannten Verpflichtungsscheine nur 
insoweit statt, als in Art. 1 der Zweck dieser Sub- 
ventionen angegeben ist, der Bund also die Verbindlich- 
keit übernimmt, die empfangenen Gelder zu diesem 
Zweck zu verwenden, keineswegs aber die Ver- 
pflichtung, damit die Bahn oder irgendwelche Theile 
derselben auszuführen, und die Subvenienten zu ermäch- 
tigen, falls diess nicht geschieht, von ihrer Zahlungspflicht 
zurückzutreten. 

Im Gegentheil, es ergibt sich aus dem Ersten Ver- 
pflichtungsschein vom 4. Februar 1870, Art. 5, sogar/ 
dass der Bundesrath berechtigt ist, den Subventioniren- 
den Cantonen ihre Zoll- und Postentschädigungsquoten 
zurückzuhalten, wenn sie die versprochenen Zahlungen 
nicht rechtzeitig leisten, dass er sich also das Recht aus- 
drücklich reservirt hatte, sich ohne Rücksicht auf irgend- 
welche Reclamationen selber bezahlt zu machen» 
Ein solcher Process, wie der heutige, hätte nach diesem 
ursprünglichen Verpflichtungsschein gar nicht vorkommen 
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können und sollen, sondern der Bundesrath hätte dem 
Canton Luzern einfach seine gesainmte Subventionsquote 
(einschliesslich des Betrages, welcher der Stadt zufiel) 
von seinen Zoll- und Postentschädigungen abgezogen 
und es dann dem Canton zugleich tiberlassen, seinen 
Anspruch gegen die Stadt beliebigen Orts geltend zu 
machen. 

Wenn diess nun in Folge der Verfassungsänderung 
von 1874 nicht mehr thunlich ist, so ändert dieser zu- 
fällige Umstand an dem ganzen Sinn und Geist dieser 
Bestimmung nichts. Noch heute wird, wie Sie aus der 

Beilage 2 zur Replik 

entnehmen wollen, gegen den Canton T es sin so verfahren, 
da man demselben gegenüber zufolge Art. 30 der jetzigen 
Bundesverfassung noch in der Lage ist, ein solches Mittel 
geltend zu machen. 

4) Dieser Verpflichtungsschein von 1870 enthält also 
nichts, was auch nur entfernt wie ein bedingtes 
Versprechen des Cantons Luzern (geschweige denn der 
Stadt) gegenüber der Eidgenossenschaft aussieht, und 
es erscheint sehr müssig, sich auf Windscheid zu be- 
rufen, dessen in der Antwort angeführte Auseinander- 
setzungen hier durchaus keine Anwendung finden. Wollte 
dieser Rechtslehrer citirt werden — was zwar bei 
der sehr einfachen rechtlichen Natur der Sache nicht 
einmal nöthig erscheint — so dürfte sich eher der 
Art. 319 im zweiten Band der IV. Auflage zum Citiren 
empfehlen, in welchem deutlich zwischen Verträgen unter- 
schieden wird, in welchen «nach dem Willen der Par- 
teien der Bestimmungsgrund des Versprechens massgebend 
für den Inhalt der Leistung ist», und zwischen solchen, 
wo die Parteien «den Bestimmungsgrund des Versprechens 
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von allem massgebenden Einfluss auf den Leistungsinhalt 
ausschliessen ». Ein Vertrag dieser letztern Art, ein ganz 
reiner, formeller, «Verpflichtungsschein», wie er auch aus- 
drücklich und absichtlich betitelt wird, ist der mehr- 
erwähnte Act vom 4. Februar 1870, und wo möglich noch 
formaler und keineswegs in die Form von gewöhnlichen 
zweiseitigen Verträgen eingehend sind die nachfolgenden 
Scheine vom 29. October 1871 und 4. März 1879 (vide 
Nr. 21» und Nr. 44 der Sammlung). Es bedarf jedoch 
in vorliegendem Falle solcher rein theoretischen Aus- 
einandersetzungen gar nicht, sondern es ist an der 
Hand der vorhandenen Actenstücke leicht nachzuweisen, 
dass auch die factischen Voraussetzungen, auf 
denen sie beruhen sollen, unrichtig sind. 



III. 



Der Nachtragsvertrag der drei Staaten vom 
12. März 1878 und seine Wirkungen. 

Der Gedanke, welcher offenbar der Luzerner Stadt- 
verwaltung einigermassen vorschwebt , ist eigentlich 
durch ihre pitationen aus Windscheid nicht ausgedrückt, 
sondern im Grunde der, es habe die Stadt Luzern sich 
zu Subventionen lediglich, oder wesentlich, im Hinblick 
auf die Linie Luzern-Küssnacht-Immensee herbeigelassen 
und sei daher, nachdem dieselbe in Wegfall gekommen, 
in Folge eines solchen wesentlichen Irrthums nicht 
mehr verpflichtet. 
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Doch sieht die Antwort sehr wohl ein, dass ein 
solcher Standpunkt — abgesehen von dem bereits oben 
ad I und II Erörterten, sowie abgesehen davon, dass 
er thatsächlich schwer nachweisbar wäre — 
schon desshalb nicht haltbar ist, weil die Ausführung 
dieser Linie durch den Nachtragsvertrag zwischen den 
Subventionsstaaten vom 12. März 1878 (Nr. 38 der Samm- 
lung) nicht ausgeschlossen, sondern blos vertagt ist, 
und weil Niemand gegen die in diesem Nachtragsvertrage 
enthaltenen Abänderungen des ursprünglichen Baupro- 
grammes Einsprache erhob und erheben konnte. 

Am wenigsten würde diess' die Stadt Luzern gethan 
haben, selbst wenn sie in der rechtlichen Lage hiezu 
gewesen wäre, denn von diesen Reductionen des Bau- 
programms hing damals — wie notorisch — die Aus- 
führung des ganzen Gotthardprojectes überhaupt ab, an 
dem ihr mehr gelegen war, als an dieser einzelnen 
Linie. 

Sie beschränkt sich daher, und weil überdiess der 
spätere Verpflichtungsschein (Nr. 44 der Sammlung) nach, 
und auf Basis dieser Abänderungen ausgestellt 
worden ist, nothgedrungen auf den rechtlichen Stand- 
punkt, zu behaupten, dieser Staatsvertrag vom 12. März 
1878 selber werde nicht in allen seinen Bestimmungen 
eingehalten; die Stadtgemeinde habe aber 
diess zu verlangen, und bis dahin eine Art \ 
tionsrecht in Bezug auf ihre Bfeitragsquo 
zu machen. 

1) Diesem Standpunkte gegenüber, der 
grössten Theil der Antwort dominirt, halten v 
entgegen, was nicht noch einmal ausgeführt ^ 
dass dieser Nachtragsvertrag zwischen den < 
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so gut wie der erste Staatsvertrag eine res inter alios 
acta ist und die Eidgenossenschaft Niemanden, selbst 
nicht den Mitcontrahenten, geschweige denn Dritten, ver- 
antwortlich für den Bau, weder der ganzen Bahn, noch 
einzelner Theile, sondern nur für die Verwendung der 
empfangenen Subsidien zum Zwecke der Ausführung einer 
Gotthardbahn, soweit diese Mittel eben reichen. 

2) Eventuell aber — insofern die Stadt Luzern für 
sich aus jenem Vertrag Rechte ableiten könnte — muss 
bestritten werden, dass der Art 3 dieses Vertrags vom 
12. März 1878, auf den sich die Antwort beruft, den 
Inhalt und Sinn habe, den ihm dieselbe unterlegt. 

Dieser Artikel enthält in Bezug auf den Bau der ver- 
tagten Linien, worunter Luzern-Imraensee sich befindet, 
eine einzige Verpflichtung und diese geht dahin, dass die 
Gotthardbahn nach Eröffnung der Hauptlinie den Bau 
der drei verschobenen Linien an die Hand nehmen soll. 
Derjenige Passus des Artikels aber, welcher von der 
Eventualität einer allfälligen Erbauung derselben vor 
Eröffnung der Hauptlinie spricht, enthält keineswegs 
seinem Sinn und wahren Verstände nach eine bedingte 
Pflicht der Gotthardbahn zu einem solchen vorzeitigen 
Bau, sondern vielmehr umgekehrt eineBeschränkung 
der Gotthardbahn in Bezug auf einen solchen eigenen 
Entschluss, durch die Nöthigung, in diesem Falle 
einen des Nähern de£nirten Finanzausweis zu leisten. 

Mit andern Worten, auf den concreten Fall ange- 
wendet: der Vertrag sagt nicht: «die Gotthardbahn 
muss die Linie Luzern-Immensee bauen, wenn vor der 
Eröffnung der Hauptlinie Geld dazu vorhanden ist, > 
sondern er sagt deutlich: «wenn die Gotthardbahn vor 
Eröffnung der Hauptlinie eine der verschobenen Linien 
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bauen will, so kann sie das nicht ohne Erlaub- 
niss des Bundesraths, die nur unter näher be- 
stimmten Umständen ertheilt werden soll. 

Auf dem völligen Missverstehen des Wortlautes dieses 
Passus beruht im Grunde die ganze Argumentation und 
Beweisführung der Antwort. 

3) Wie wenig übrigens die Stadt Luzern bisher an 
«ine Anwendbarkeit desselben glaubte, geht sehr deutlich 
daraus hervor, dass sie selbst die Schritte noch niemals 
auch nur versuchsweise gethan oder veranlasst hat, die 
einer solchen Baute ja, wie sie selbst anerkennt, vor- 
ausgehen müssten. Sie hat noch bis zur Stunde, in 
der wir stehen, niemals bei der Gotthardbahn verlangt, 
dass dieselbe dem Bundesrath einen Finanzausweis für 
die Linie Luzern -Immensee vorlege, und ebensowenig 
direct den Bundesrath um seine Entscheidung ange- 
gangen, dass dieser Bau vor der Eröffnung der Haupt- 
linie zulässig sei. 

Nach ihren eigenen Deduktionen — wenn wir uns 
einen Augenblick ganz auf den Boden derselben stellen 
und den Art. 3, Lemma 4 des Nachtragsstaatsvertrags 
von 1878 gänzlich in ihrem Sinne auslegen wollen, — 
müsste sie vorerst den Nachweis, dass die benöthigten 
Gelder vorhanden seien — nicht Ihrem Tit. 
Bundesgericht, mittelst einer sehr wenig an- 
gebrachten Expertise — sondern dem Bundesrath 
leisten lassen, beziehungsweise, wenn man in der Ir^^'^'-- 
pretation noch laxer sein wollte, selbst leisten und i 
eine Entscheidung desselben gewärtigen. Fiele diej 
günstig aus, so wäre ja jeder factische Grund zur Retei 
von Subventionen weggefallen, fiele sie ungünstig au 
müsste sich die Stadt diesen Entscheid des al 
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competenten Richters über diese Frage auch 
gefallen lassen. 

Die Subventionen aber zurückhalten auf Grund einer 
angeblichen Thatsache, die noch gar nicht eingetreten 
ist — abschlägiger Entscheid des Bundesraths auf Grund 
eines geleisteten Finanzausweises — hat auf gar keinem 
Standpunkte irgend einen Sinn. 



IV. 

Der Finanzansweis. 

Wir kommen hierdurch auf den letzten der einläss- 
lich zu erörternden Punkte. 

1) Diesen Finanzausweis, der auch selbst auf 
dem Standpunkt der Auslegung des Art. 3, den die Ant- 
wort einnimmt, die absolut nothwendige Vorbedingung zu 
einem vorzeitigen Bau der Linie Luzern-Immensee bildet, 
hat, wie schon gesagt, der Bundesrath zu genehmigen 
und für genügend zu erklären, keineswegs das 
Bundesgericht. 

Es ist daher schon von diesem formellen Stand- 
punkte ausgehend der Versuch, mittelst einer oberfläch- 
lichen Expertise darstellen zu lassen, die Gotthardbahn 
könne allfällig noch mehr Schulden machen, als sie schon 
hat, ein sehr übel angebrachter, gegen den sich der 
Bundesrath vom Standpunkte der Verpflichtungen 
aus, die er gegen seine Mitcontrahenten in dem 
Nachtragsvertrag von 1878 übernommen hat, des Aller-^ 
entschiedensten verwahren muss. 



Digitized by 



Google 



15 

Eine solche Expertise an die Stelle des von dem Staats- 
vertrage geforderten Finanzausweises zu setzen und die 
by^desräthliche Entscheidungsbefugniss über das Vor- 
handensein der vertragsmässigen finanziellen Mittel zum 
Bau der Linie Luzern - Immensee einer andern Be- 
hörde zu übertragen, diess beides ist etwas gänzlich 
Unmögliches und der Unterzeichnete hat den speziellen 
Auftrag erhalten, dagegen im Namen des Bundesrathes 
zu protestiren. 

2) Wir wollen dessenungeachtet auch hier nicht 
unterlassen, noch zudem nachzuweisen, dass die Stadt 
Luzern auch diesen Passus von Art. 3, Lemma 4 des 
Nachtragsvertrages von 1878 nicht richtig gelesen, oder 
verstanden hat, wenn sie glaubt, einfach beweisen zu 
müssen, dass die Gotthardbahn möglicherweise auf 
dem Geldmarkt ein neues Anlehen zu nicht übermässig 
onerosen Bedingungen sich verschaffen könnte, oder 
darstellt, es werde vielleicht noch von den für die 
Hauptlinie vorausgesehenen Beträgen Etwas übrigbleiben. 

Der angerufene Vertragspassus sagt nicht, der Finanz- 
ausweis, der für den Fall des vorzeitigen Baues der ver- 
schobenen Linien vorgewiesen werden muss, müsse die 
zur Ausführung der Hauptlinie factisch erforderlichen 
Mittel unberührt lassen, sondern die dazu «bestimmten», 
d. h. dafür angewiesenen, «d6clar6es nöcessaires », wie 
das Protocoll der internationalen Conferenz vom 10. April 
1879 sich ausdrückt. 

Vgl. diese Protocolle, BeilageNr. SzurReplik, 
letzte Seite. 

Als nöthig erklärt sind von dieser internationalen 
Conferenz, die vom 5. bis 10. April 1879 die neuen Finan'^ 
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ausweise für den Bau der Hauptlinie adoptirte, 227 Mil- 
lionen für dieselbe allein und die Gotthardbahn hat 
auch noch keinen Centime dort nicht vorge- 
sehener Einnahmen über diese Summe hinaus 
gehabt. 

Vgl. Beilage 3 zur Replik, Devis definitif und 
3. Sitzung vom 9. April 1879. 

Diese Summe für die Hauptlinie vollständig 
intact und disponibel zu erhalten hat der Bundes- 
rath die heilige Pflicht gegenüber den mitbetheiligten 
Staaten und es kann vor der Vollendung dieser Linie 
und der gänzlichen Liquidation aller daherigen Kosten 
(die sich noch um verschiedene Millionen vermehren 
können je nach Ergebniss von schwierigen Bauten, drohen- 
den Processen etc.) gar nicht die Rede davon sein, auch nur 
mit Einem Auge nach «voraussichtlichen Ersparnissen» 
zu schielen und damit die Möglichkeit eines Baues der 
verschobenen Linien zu begründen. 

Von Ersparnissen kann vorläufig noch gar nicht ge- 
sprochen werden und selbst wenn sie sonnenklar in Aus- 
sicht ständen, so sind die 227 Millionen zu dem Bau der 
Hauptlinie bestimmt — der Bundesrath darf sie zu 
keinem andern Zwecke verwenden lassen. 

3) Ebensowenig aber darf er die finanziellen Mittel 
zu einem vorzeitigen Bau der Linie Luzern-Immensee 
durch eine blosse Vermehrung der Schulden der Gott- 
hardbahn aufbringen lassen , am allerwenigsten, dieselbe 
Willen zwingen, solche neue Schulden 
e es die Stadt Luzern zu meinen scheint, 
lardbahn trägt ohnehin ein hohes OWi- 
1 im Verhältniss zu dem Betrage der Actien, 
die ganze Hauptlinie schon verpfändet ist. 
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Auf die Linie Luzern-Immensee allein wäre schwerlich 
das erforderliche Geld zu bekommen, jedenfalls aber 
trägt dieselbe ^u der Erhöhung der Betriebsergebnisse 
wenig oder nichts bei, da ja die Verbindung über Roth- 
kreuz und zwar mit den gleichen Taxen, wie sie 
die directere Linie haben würde, ohnehin her- 
gestellt wird. 

Vgl. Vertrag vom 6. Oktober 1877 zwischen den 
Regierungen von Bern und Luzern und der Gotthard- 
bahn, Centralbahn und Nordostbahn, Art. 2, Sammlung 
Nr. 42. 

So dass schwerlich viele Reisende oder Waaren mehr 
passiren würden, ob die Linie Luzern-Immensee noch 
hinzugebaut werde oder nicht. 

lieber den Werth dieser concurrirenden Linie für 
die Gotthardbahn und ihre muthmassliche Rentabilität 
hören Sie überhaupt die gänzlich unbetheiligten Sach- 
verständigen der auswärtigen Staaten: 

ProtocoUe der Luzerner Conferenz, Beilage I zur 
Replik, pag. 25 und 79. 

Es würden mithin die Schulden der Gotthardbahn 
um nahezu 5 Millionen vermehrt werden, für die keine, 
oder wenigstens gewiss keine sichere Verzinsung in Aus- 
sicht stünde. Ob es unter solchen Umständen zweck- 
mässig wäre, einfach neue Schulden contrahiren zu 
bevor irgend Jemand mit Sicherheit sagen 
welches die finanziellen Resultate der bisherigen 
nehmung sein werden (vgl. ProtocoUe, Beilage 2, p 
das wollen wir blos als Frage andeuten, denn es ii 
an dem, diese Frage hier zu erörtern, sondern, 
schon gezeigt haben, ausschliesslich Sache des B u 
raths, diess zu erwägen, wenn ihm diese Frage 

2 
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auf die im Staatsvertrage von 1878 vorgeschriebene Weise 
vorgelegt sein wird. 

Soviel aber ist klar, dass die Contrahenten dieses 
Vertrags, denen die Stadt Luzern nicht andere Mei- 
nungen unterschieben kann, als sie hatten, an eine 
solche Art von Finanzausweis flir den vorzeitigen Bau 
der verschobenen Linien nicht gedacht haben, sondern 
nur an den Fall, wie er bei Einer dieser drei vertagten 
Linien, dem Monte Cenere, eingetreten ist, (Nr. 51 der 
Sammlung), wo für den Bau durch die betheiligten 
Staaten, oder sonstige zunächst Interessirte nachträglich 
besondere Fonds in hinreichendem Maßstabe aufgebracht 
werden würden. 

Vgl. ProtocoU der Luzemer Conferenzen, Beilage I 
zur Replik, 6. Conferenz, p. 48. 

4) Wenn es sich nicht um einen solchen ausser- 
gewöhnlichen Fall handelt, sondern die gewöhnliche 
finanzielle Lage der Gotthardbahn in Betracht kommt, so 
hat ja, wie Sie aus dem unmittelbar folgenden Lemma 5 
von Art. 3 des Staatsvertrags von 1878 sehen, der Bundes- 
rath sogar nach Eröffnung der Hauptlinie ■— in der 
Zeitperiode, wo also die verschobenen Linien zur Aus- 
führung kommen sollen — das Recht, zu declariren, 
ob die Lage der Gotthardbahn es gestatte oder nicht, 
und ebenso auch das Recht, die Reihenfolge der 
Ausführung zu bestimmen. 

Er kann also auch dann sogar eine andere Linie, 

also Zug-Arth, derjenigen von Luzern nach Lnmensee in 

der Ausführung vorziehen, ohne dass der Canton oder 

erar die Stadt Luzern berechtigt ist, dagegen Opposition 

oder er kann bestimmen, dass die beiden 

Linien gleichzeitig gebaut werden sollen 
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und auch für diesen letztern Fall müssen dann die vor- 
handenen finanziellen Mittel der Gotthardbahn völlig 
ausreichend erscheinen. 

Um wie viel weniger wird also die Stadtgemeinde 
Luzern in dem jetzigen Stadium der Sache die Eid- 
genossenschaft mittelst Retention von Subsidienbeträgen 
zwingen können, ihre Zustimmung zu dem vorzeitigen 
Bau der Linie Luzern -Immensee mittelst Contrahirung 
neuer Schulden zu erth eilen! 



V. 

Schlussantrag. Beweisführung. 

1) Eine solche Prätention ist denn auch bisher Ange- 
sichts allesErörtertendensämmtlichenmitder Eidgenossen- 
schaft in Vertragsverhältniss stehenden Subvenienten als 
eine baare Unmöglichkeit erschienen, und es bleibt der 
Stadt Luzern, mit der die Eidgenossenschaft in gar keiner 
rechtlichen Beziehung steht, vorbehalten, sich dadurch 
vor den Augen des In- und Auslandes auszuzeichnen. 
Von allen Subvenienten haben überhaupt einzig der 
Canton Zürich und der Canton Tessin Miene gemacht, 
ihren Verpflichtungen nicht vollständig nachzukommen, 
und zwar Zürich mit Bezugnahme auf die Vertagung der 
Linie Zug-Arth, also gestützt 'auf die nämlichen Gründe, 
welche die Stadt Luzern heute vor Ihrem Tit. Bundes- 
gerichte geltend macht. Dieser Canton fügte sich aber bei 
Erster näherer Reflexion der aus der Natur der Verpflich- 
tungsscheine hergeleiteten Erörterungen, dem Canton 



Digitized by 



Google 



wurde, wie Sie bereits aus Beilage I zur Replik 
imen haben, der Betrag der ausstehenden Zinse an ^ 
igen Bezügen gekürzt, die er von der Eidgenossen- 
aach Art. 30 der Bundesverfassung zu beziehen hat, 
leiche würde auch dem Canton Luzern gegenüber 
hen, wenn die Verhältnisse, wie sie zur Zeit des 
nglichen Verpflichtungsscheines vorhanden waren, 
1 gestatteten, und es hätte wohl damals Niemand 

entfernte Möglichkeit einer solchen Klage, wie 
?enwärtig geführte, gedacht. 

idererseits ist der spätere Verpflichtungsschein von 
rst nach der Vertagung der Linie Luzern-Immen- 
i trotzdem in ganz unbedingter Weise*) aus- 
b worden, und es hat auch der Aussteller dieser 
I n (resp. drei) Verpflichtungsscheine, mit dem wir 
in irgend' einem rechtlichen Contact stehen, nie- 
daran gedacht, die unbedingte Subventions- 
zu bestreiten, sondern es ist dieselbe, wie wir 
men, von dem Regierungsrathe des Cantons Luzern 
b i m m i g anerkannt worden. 

b es unter solchen Umständen der Stadt Luzern 
m könne, die Subventionsleistung zu bestreiten, 
uch nur gegenüber dem Canton, der der vertrags- 
Verpflichtete ist, noch durch unzulässige Beweis- 
e länger hinauszuschieben, müssen wir bezweifeln 
lirden es auch im Interesse der Eidgenossenschaft 
at bedauern, der mit solchen Beispielen von Be- 
bung klarer Verpflichtungen seitens der- 
i, die den grössten Vortheil von dem Gotthard- 



Beziehungsweise die Bedingungen der alten und neuen 
ion des Cantons Luzern sind ganz andere, hier nicht in 
:onimende. 
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unternehmen haben, vor den Augen seiner Mitcontrahenten 
bereits hinreichend compromittirt ist. 

2) Ueber den Betrag der seit 1. November 1880 fällig 
gewesenen Einzahlung (Fr. 99,585. 82) besteht kein Streit, 
ebensowenig über die Verzugszinspflicht ä 5 % und über 
die Haftbarkeit des Cantons Luzern für diese Beträge, 
und wiederholen wir daher den Antrag, Ihr Tit. Bundes- 
gericht wolle den Canton Luzern für schuldig erklären, 
diese Summe sofort, mit Zinsen ä 5 % seit obigem Datum, 
an die Eidgenössische Staatscasse einzubezahlen , unter 
Kosten- und Entschädigungsfolge. 

3) Gegen den Antrag auf Anordnung einer Exper- 
tise, wie er gestellt ist, müssen wir uns aus den unter 
Titel III und IV der Replik bereits erwähnten formellen 
und materiellen Gründen des Entschiedensten verwahren. 

Es würde eine solche nur zu ganz unnützen Weite- 
rungen führen und ist der Richter nach Art. 123 des 
Bundescivilprocesses nur berechtigt, nicht aber ver- 
pflichtet, einem solchen Antrage Statt zu geben. Ueber 
die vagen Muthmassungen , welche die Experten nach 
der an Sie gestellten Frage über die Creditfähigkeit der 
Gotthardbahn äussern sollen, könnte sich überdiess das 
Tit. Bundesgericht selber mit vollkommenster Zuver- 
sicht aussprechen, wenn es sich überhaupt für competent 
erachten würde in irgend einer Art auf diese Frage ein- 
zutreten. 

4) Der von uns in Punkt 5 II der Antwort zur 
Edition begehrte Bundes rathsbeschluss (nicht Bundes- 
beschluss) über die Statuten der Gotthardbahnger 
speciell Art. 9 desselben, findet sich unter den C 
protocoUen vom April 1869, Beilage III zur R( 
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n wir schliesslich alles nicht speciell Berührte, 

Brn Auseinandersetzungen entgegensteht, be- 

««xv.*«v.*ji, ersuchen wir Ihr Tit. Bundesgericht um thun- 

lichste Erledigung dieser Angelegenheit noch im Laufe 

in Jahres und geharren 

Hochachtungsvollst 
.8. October 1881. 

des Eido. Post- und Eisenbahndepartements: 

Prof. Dr. Hilty. 
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I. 
Yerpflichtnngs-Schein 

betreffend 

die Subvention am Gotthard-Unternehmen. 

(4. Februar 1870.) 



Kraft der von den verfassungsmäßigen Organen des Kantons 
Luzem gefassten Beschlüsse, sich bei der Erstellung einer schweize- 
rischen Alpeneisenbahn durch den St. Gotthard nut einer Summe 
von Einer Million achthunderttausend Franken (Fr. 1,800,000) zu 
betheiligen, verpflichtet sich die unterzeichnete Regierung, Namens 
des Kantons Luzern, durch diese Urkunde, dem Bundesrathe der 
schweizerischen Eidgenossenschaft zu Händen der für den Bau und 
Betrieb der Gotthardbahn- zu bildenden Aktiengesellschaft die ge- 
nannte Summe nach Mitgabe der nachfolgenden Bestimmungen zur 
Verfügung zu stellen: 

1) Die Subvention des Kantons Luzern bildet einen Theil der 
Subventionssamme von 20 Millionen Franken, welche die Schweiz 
durch Art. 20 des Vertrages mit Italien vom 15. Oktober 1869 für 
die Erstellung einer Alpeneisenbahn durch den St. Gotthard zuge- 
sichert hat. 

2) Ein Drittel der Subventionssumme wird in n< 
Jahresterminen bezahlt; bezüglich der Zahlungsweise 
zwei Drittel gelten folgende Bestimmungen: 

a. Der Subventioniren de Kanton Luzern erhält für y 
in geeigneter Zeit Programm und Voranschlag über 
desselben am Gotthardtunnel auszuführenden Arb( 
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Qdesrath sezt den Beginn des ersten Banjalires fest, und 
L Ende eines jeden Baujahres dem Kanton Lnzern Kennt- 
1 der während desselben wirklich verwendeten Bau- 
Die Bezahlung dieser Summe wird geleistet nach, 
emäß Art. 12 des Staatsvertrages vom 15. Oktober 1869 
>ftlhrten Prüfung der Arbeiten. Immerhin darf der Be- 
sser Zahlung die im Voranschlag des Baujahres ange- 
Summe nicht überschreiten. 

Entrichtung der gleichmäßigen Jahrestermine, sowie der 
1 Tunnel alljährlich verwendeten Summe hat in Baar 
Bundesrath zu geschehen, und zwar jeweilen einen Monat 
)llendeter Untersuchung der Tunnelarbeiten, 
kllfallige Saldo der Totalsubvention wird mit der lezt«n 
ubezahlt. 

Id die auf die Aktien der Gotthardbahngesellschaft ent- 
irlichen Dividenden den Betrag von 7 7« übersteigen, 
Hälfte des Mehrbetrages verhältnißmäßig unter die 
Subsidien vertheilt. 

Subsidien der Kantone werden im gleichen Verhältniß 
m der Gotthardbahngesellschaft in der Generalversamm- 
ern vertreten. 

'ertretung darf aber ein Sechstel der gesammten, in 
Iversammlung jeweilen effektiv repräsentirten Stimmen 
reiten. 

Bundesrath ist berechtigt, die dem Kanton für Zölle 
zukommenden Summen zurükzubehalten , wenn obiger 
; kein Genüge geleistet werden sollte, in welchem Falle 
Kapital auch der Zinsenverlust in Bechnung kommt. 
Betrieb der Gotthardbahn soll in allen Theilen den 
n einer großen internationalen Linie entsprechen, und 
iesem Zweke der Kontrole des Bundes unterstellt. 

n, den 4. Februar 1870. 

Namens des Begiernngsrathes, 

Der Schultheiß: 

(sig.) A. Wapf. 

Der Staatsschreiber: 
(sig.) Dr. Wim.*) 



(L. S.) 



sweite Verpflichtongsschein vom 29. Oktober 1871 ist blos ein Nach- 
j;eii Tom 4. Februar 1870, ohne selbstständige Bedeutung. 
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n. 
Yerpflichtnngs-Schein. 

(4. März 1879.) 



Gemäß Art. 1 des Bundesgesezes vom 22. August 1878, wonach 
der Bund den Kantonen, welche sich bei dem Gotthardunternehmen 
mit Subventionen betbeiligt haben, eine Summe von Fr. 4,500,000 
unter der Bedingung bewilligt, daß diese Kantone zwei Millionen 
Franken und die beiden Eisenbahngesellscbaften Central- und Nord- 
ostbahn anderthalb Millionen Franken übernehmen, und daß die Ein- 
zahlung des Saldo der von den Kantonen und Iden Gesellschaften 
ursprünglich übernommenen Subventionen zugesichert werde, über- 
nimmt die unterzeichnete Begierung in Folge Ermächtigung der 
verfassungsmäßigen Organe im Namen des Kantons Luzern 
gegenüber dem Bundesrathe der schweizerischen Eidgenossenschaft 
durch diese Urkunde folgende Verpflichtungen: 

1) üebe? die durch Verpflichtungsscheine vom 4. Februar 1870 
und 29. Oktober 1871 bereite zugesicherte Subventionssumme von 
Fr. 2,150,000, in Worten zwei Millionen einhundert fünfzig Tausend 
Franken, hinaus betheiligt sich der Kanton Luzern behufs Dekung 
der Eingangs genannten Summe von 2 Millionen Franken mit einem 
weitem Subventionsbetrag von Fr. 50,000, in Worten fünfzig Tau- 
send Franken. 

2) Dieser Betrag von fünfzig Tausend Franken bildet einen 
Theil der Subventionssumme von acht Millionen Franken, welche 
die Schweiz durch Art. 11 des internationalen Vertrages d. d. Bern, 
den 12. März 1878, zugesichert hat. 

3) Am Ende jedes Baujahres wird der schweizerische Bundes- 
rath die Größe der auf diese Ergänzungssubvention zu zahlenden 
Annuität nach Maßgabe der stattgehabten Ausgaben festsezen und 
den Antheil jedes der betheiligten Kantone auf Grundlage ihrer 
Betheiligung an den neuen Subsidien bestimmen. 

Gemäß dem internationalen Protokoll von Göschenei 
tember 1877, soll in Zukunft dieser gleiche Grundsaz i 
Stimmung der jährlichen Quote von dem Drittel der bis 
sidien von 85 Millionen Franken angewendet werden. 
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ach Art. 17, Absaz 1 des Vertrages vom 15, Oktober 1869 in 
gleichen Annmtäten einbezahlt werden sollte. 
Die Bestimmungen der Art. 18 und 19 des internationalen Ver- 
vom 15. Oktober 1869 sind auf die neuen , durch vorliegende 
ide übernommenen Subsidien anwendbar. 

4) Die Subsidien der Kantone werden im gleichen Verhältniß 
ie Aktien der Gotthardbahngesellschaft in der Generalversamm- 
ier leztern vertreten. 

Diese Vertretung darf aber einen Secbstheil der gesammten, in 
Generalversammlung jeweilen effektiv repräsentirten Stimmen 
überschreiten. 

3) Durch die obigen Bestimmungen werden diejenigen der Ver- 
;ungsscheine vom 4. Februar 1870 und 29. Oktober 1871 nur 
geändert, als sie mit Art. 3 hievor im Widerspruch stehen; 
ebrigen bleiben die frühem Verpflichtungsscheine in allen 
in in Kraft. 

5) Die vorstehende Verpflichtung des Kantons Luzern für eine 
Subvention von fünfzig Tausend Franken wird erst auf den 
inkt verbindlich, in welchem das Bundesgesez vom 22. August 1878 
ift tritt und nachdem der Bundesrath die Erklärung abgegeben 
wird, daß die in Art. 2 dieses Gesezes aufgestellten Bedingungen 
; seien. 

7) Die gesammte alte und neue luzemische Subvention wird 
an die Bedingungen geknüpft: 

laß die zwischen den Vertretern der Gotthardbahngesellschaft, 
1er schweizerischen Centralbahngesellschaft und der Nordost- 
jahngesellschaft am 6. Oktober 1877 unter Vorsiz des schwei- 
serischen Eisenbahndepartementes abgeschlossene Vereinbarung, 
betreffend den Eisenbahnbetrieb auf den Linien Immensee- 
Etothkreuz und Rothkreuz-Luzern, der seitdem auch die betref- 
■enden Verwaltungsräthe beigetreten sind, auch in Zukunft in 
Kraft bleibe, und 

laß der Verwaltungssiz der Gesellschaft in vollem Umfange in 
Luzern verbleibe, 
[iuzern, den 4. März 1879. 

Namens des Regierungsrathes, 
Der Schultheiß: 

(sig.) A. Kopp. 
(L. S.) ^ ^ ^^ 

Der Staatsschreiber: 

(sig.) Emil Peyer. 
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in. 
Vertrag 

zwischen 

der Schweiz und Italien, betreffend den Bau und 
Betrieb einer Gotthard-Eisenbahn. 

Abgeschlossen den 15. October 1869. 



Der Bundesrath der schweizerischen Eidgenossenschaft 

und 

Seine Majestät der Konig von Italien, 

durchdrungen von der Nothwendigkeit, ihre Anstrengungen zu 
vereinigen, um die Schwierigkeiten zu besiegen, welche die Alpen 
einer Verbindung der Eisenbahnen Mitteleuropa's mit denjenigen der 
italienischen Halbinsel entgegenstellen, und überzeugt, daß es zur 
Erreichung dieses Zwekes opportun ist, sich gegenseitig durch einen 
besondem Vertrag auf den Grundlagen zu verpflichten, welche sach- 
bezüglich unterm 13. October 1869 in dem Schlußprotokoll der Kon- 
ferenz derjenigen Staaten festgestellt worden sind, die in Bern sich 
vereinigten, um sich über die Mittel der Ausführung der Gotthard- 
bahn zu verständigen, haben zu ihren Bevollmächtigten ernannt: - 

welche, nachdem sie sich ihre Vollmachten mitgetheilt, und 
dieselben in guter und gehöriger Form befunden, folgende Artikel 
vereinbart haben: 

Artikel 1. 

Die Schweiz und Italien vereinigen sich, um die Verbindung 
zwischen den deutschen und italienischen Eisenbahnen mitteil 
schweizerischen Eisenbahn durch den St. Gotthard zu sieben 

Das zu diesem Zweke zu erstellende Gotthardbahnnez 
folgende Linien: 
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Luzern-Küßnacht-Immensee-Goldau, 

Zug-St. Adrian-Goldau, 

Goldau-Flüelen-Biasca-Bellinzona, 

Bellmzona-Lugano-Chiasso, 

Bellinzona-Magadino-italienische Grenze gegen Lnino, mit Zweig- 
in nach Loc^rno. 

Dieses Nez wird eine Länge von ungefähr 263 Kilometern 
alten. 

Um die Ausführung dieser Linien zu erleichtern!, • werden die 
tragschließenden Parteien derjenigen Gesellschaft, welche sich für 
L Bau und Betrieb der Gotthardbahn bilden wird, gemeinsam eine 
}vention gewähren. 

Bei Organisation dieser Gesellschaft wird der Bundesrath die erfor- 

lichen Maßregeln treffen, um die Ausführung des Unternehmens 

l aller im gegenwärtigen Vertrage erwähnten Verbindlichkeiten 

ler zu stellen. Zu diesem Behufe sind die Statuten der Gesellschaft 

Genehmigung der Eidgenössischen Regierung zu unterstellen. 

Artikel 2. 

Damit die Gotthardeisenbahn den Bedingungen einer großen 
srnationalen Linie zu en^prechen vermöge, soll dieselbe so ange- 
t werden, daß ihr Kulminationspunkt nicht höher als 1162V2 Meter 
)r dem Meere zu liegen kommt; der kleinste Eadius der Kurven 
f nicht unter 300 Meter und das Maximum der Steigungen nicht 
ir 25^00 gehen. Sollte es nöthig werden, zwischen Biasca nnd 
^orgo die Steigung von 25 7oo zu überschreiten, so ist hiezu die 
nächtigung des Bundesrathes einzuholen, welcher für diese Streke 
e Erhöhung bis auf 26 7oo gestatten kann. 

Der zwischen Göschenen und Airolo zu bauende Tunnel ist 
gerader Linie zu erstellen. 

Die Linie von Elüelen nach Biasca soll doppelspurig gebaut 

rden. Auf dem übrigen Theil der Linie Goldau-Bellinzona sind 

Tunnels für eine zweispurige Bahn zu erstellen; dagegen brauchen 

Kunstbauten und die Erdarbeiten einer bloß einspurigen Anlage 

entsprechen. 

Alle andern Linien dürfen einspurig gebaut werden. 

Artikel 3. 
T^:^ t:«;«^ ^q^ Gotthardbahnuezes sind in folgender Reihen- 
n, und die Dauer der Bauzeit wird für jede der- 
laßen festgesezt: 

von Biasca bis zum Langensee und von Lugano 
ssen 3 Jahre nach Konstituirung der Gesellschaft 
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Italien verpflichtet sich dafür, daß auf den nämlichen Zeitpunkt 
ancli die Anschlußbahn von Ghiasso nach Gamerlata gebaut und in 
Betrieb gesezt werde. 

Die Arbeiten auf den anderen Linien des Nezes sollen so zeitig 
vorgenommen werden, daß sie vollendet und diese Linien eröffnet 
werden können gleichzeitig mit dem großen Tunnel von Göschen en 
nach Airolo. 

Die Linien, deren Bauzeit auf 27« Jahre angenommen wird, 
sind folgende: 

Luzern-Küßnacht-Goldau, 

Zng-St. Adrian-Goldau, 

Biasca-ßellinzona, 

Lugano-Ghiasso, 

Bellinzona-schweizerische Grenze (Luino), mit Zweigbahn nach 
Locarno. 

Die Linien, deren Bauzeit auf 47« Jahre angenommen wird, 
sind folgende: 

Goldau-Flüelen, 

Flüelen-Göschenen, 

Airolo-Biasca, 

Bellinzona-Lugano. 

Die Dauer der Bauzeit des zwischen Göschenen und Airolo zu 
erstellenden Tunnels wird auf 9 Jahre angenommen. Der Beginn 
der Arbeiten wird vom Bundesrathe festgesezt. 

Artikel 11. 

Die schweizerische Eidgenossenschaft übernimmt die allgemeine 
Verpflichtung, die Vorschriften des gegenwärtigen Vertrags betreffend 
den Bau der Gotthardbahn vollziehen zu lassen. 

Insbesondere hat sie von der Gesellschaft eine Kaution zu ver- 
langen, welche den durch sie einzugehenden Verpflichtungen in ge- 
nügender Weise entspricht. Diese Kaution soll in der Hinterlegung 
von baarem Gelde oder guten Werthpapieren bestehen und nicht 
eher zurükerstattet werden, als bis die Gesellschaft ihre Verpflich- 
tungen erfüllt oder die nothwendigen Garantien in einer andern 
Form geleistet hat. 

Der Bundesräth entscheidet über alle Fragen, welche auf den 
Bau des großen Tunnels Bezug haben. 

Er verpflichtet sich, den Subventionsstaaten periodische B 
über den Gang und den Stand der Arbeiten, sowie über die Be 
ergebnisse vorzulegen. 
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Artikel 12. 
1er der Subventionsstaaten ist berechtigt, an Ort und Stelle 
nde der Arbeiten Kenntnis zu nehmen, nachdem er der 
irischen Regierung die mit dieser Inspektion betrauten Per- 
jzeichnet haben wird. 

iesJahr zu einer bestimmten Zeit wird man die Verifikation 
eiten an den beiden großen Tunnels des Gotthard und des 
lenere vornehmen. Der Bundesrath wird die Subventions- 
einladen, Delegirte, welche dieser Operation beizuwohnen 
ibzuordnen. Von den anwesenden Delegirten ist ein Protokoll 
imen und zu unterzeichnen. 

Artikel 16. 
e hohen vertragschließenden Parteien sind übefeingekommen, 
m Schlußprotokolle der Konferenz von Bern, den für die 
Dg der Gotthardbahn nöthigen Subventionsbetrag auf 85 Mil- 
Pranken festzusezen. 

Artikel 17. 
n Drittel der Subsidien ist in 9 gleichen Annuitäten zu be- 
Bezüglich der Einzahlung der beiden andern Drittheile 
olgende Bestimmungen: 

Ir jedes Baujahr ist zu geeigneter Zeit den Subventionsstaaten 
i Programm und ein Voranschlag der in dem großen Gott- 
rdtunnel auszuführenden Arbeiten zu überreichen. 
5r Bundesrath fixirt den Zeitpunkt des Beginnes des ersten 
ujahres und wird am Ende jedes Baujahres den andern 
laten Kenntniß von derjenigen Summe geben, welche wirklich 
rausgabt wurde. Die Zahlung dieser Summe hat nach der 
maß Art. 12 vorzunehmenden Verifikation der Arbeiten zu 
schehen. Jedoch dürfen diese Zahlungen die auf das Budget 
s Baujahres gesezte Summe nicht übersteigen, 
e Zahlung der gleichmäßigen Annuitäten und diejenige der 
ch für den Tunnelbau bestimmten Summen werden einen 
lach der Verifikation der Bauarbeiten des besagten Tunnels 
>n der eidgenößischen Regierung in baarem Gelde geleistet. 
si der lezten Einzahlung wird der eventuelle Saldo der Total- 
ion liquidirt. 

Artikel 18. 
e Staaten behalten sich einen Anspruch auf Partizipation an 
mziellen Ergebnissen des Unternehmens nur für den Fall vor, 
le auf die Aktien zu verth eilende Dividende 7 7o übersteigen 
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sollte. In diesem Falle ist die Hälfte des üeberschusses als Zins 
unter die Subventionsstaaten im Verhältniß ihrer Subsidien zu ver- 
theilen. 

Artikel 19. 

Die Subsidien sollen dem schweizerischen Bundesrathe nach 
den Vorschriften des voranstehenden Art. 17 zur Verfügung gestellt 
werden. Der Bundesrath wird diese Subsidien gleichzeitig mit den- 
jenigen der Schweiz an die Gesellschaft verabfolgen, mit welcher er 
sich über den Bau und Betrieb der Gotthardbahn zu verständigen 
haben wird. 

Artikel 20. 

Es verpflichten sich : die Schweiz mit einer Summe von zwanzig 
Millionen Franken und das Königreich Italien mit einer solchen von 
fünfund vierzig Millionen Franken, an dem im Art. 16 des gegen- 
wärtigen Vertrages festgesezten Sabsidien-Totalbetrag sich zu be- 
theiligen. 

Artikel 21. 

Dieser Vertrag ist erst von dem Tage an vollziehbar, wo durch 
die Mitwirkung anderer im Schlußprotokoll der Konferenz von Bern 
unterzeichneten Staaten das Total der Subsidien die Summe von 
füufundachtzig Millionen Franken erreicht haben wird.*) 



*) Diesem Vertrag trat das Deutsche Reich am 28. Oktober 1871 einfach 
bei, mit der Verpflichtung zu einer Subvention von 20 Millionen Franken, die Übrigens 
auch dort, wie' in Italien und der Schweiz, theilweise auf einzelne Subvenienten 
(Bahngesellschaften, Provinzen, Stttdte) verlegt wurden. 
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IV. 

Znsazyertrag 

zu 

im 15. Oktober 1869 zwischen der Schweiz und Italien 
bgeschlossenen Vertrage, betreffend den Bau und Betrieb 
iner Gotthardeisenbahn. 

(Abgeschlossen am 12. März 1878.) 



Der Bundesrath der Schweiz. Eidgenossenschaft, 
Seine Majestät der Kaiser von Deutschland 

und 

Seine Majestät der Konig von Italien,. 

ie Gründe würdigend, welche zu den im Schlußprotocoll der 
Juni 1877 in Luzern stattgehabten internationalen Konferenz 

Protokoll der am 5. September 1877 in Göschenen abgehal- 
$!onferenz niedergelegten Anträgen geführt haben, 
id die Nothwendigkeit erkennend, nach den genannten An- 
den Inhalt des Vertrages vom 15. Oktober 1869 abzuändern 

ergänzen : 
3en zu ihren Bevollmächtigten ernannt : 

eiche, nachdem sie sich ihre Vollmachten mitgetheilt und 
m in guter und gehöriger Form befunden, folgende Artikel 
art haben: 

Artikel I. 

) Artikel 2, 3, 4, 9 und 11 des Vertrages vom 15. Oktober 
Brden abgeändert wie folgt: 
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Art 3. 

Von den Bauarbeiten an dem 
zwischen Göschen en und Airolo 
zu erstellenden großen Tunnel 
wird vorausgesezt, daß sie bis 
Ende September 1881 vollendet 
sein sollen. 

Da die Linien von Biasca bis 
Zinn Langensee (Locamo) und von 
Lugano nach Ghiasso vollendet und 
in Betrieb gesezt sind, sollen die 
Arbeiten an den Linien Immensee- 
Oöschenen, Airolo -Biasca und 
Cadenazzo-Pino so rechtzeitig in 
Angrifl genommen werden, daß 
sie zugleich mit dem Tunnel 
zwischen Göschenen und Airolo 
dem Betriebe übergeben werden 
können. 

Der Bau der Linien Luzern- 
Immensee, Zug-Arth und Giu- 
biasco- Lugano wird bis zu dem 
Zeitpunkt verschoben, wo die 
Linie Lnmensee-Pino dem Betrieb 
übergeben sein wird. 

Wenn in der Zwischenzeit die 
Gotthardbahngesellschaft sich in 
der Lage befinden würde, die eine 
oder andere dieser Linien zu bauen, 
so hätte sie dem schweize- 
rischen Bundesrathe einen 
Finanzausweis zu leisten, 
welcher die für die Haupt- 
linie Immensee - Pino be- 
stimmten Hilfsmittel gänzlich 
unberührt läßt. 

Nach der Eröffnung der 
Linie Immensee - Pino soll die 
Gotthardbahngesellschaft den Baa 
der drei verschobenen Linien, so- 
bald als ihre finanzielle Lage es ge- 
stattet, an Hand nehmen und aus- 
führen. Der schweizerische 



Art. 3. 
Les travaux de coustruction 
du grand tunnel k ^tablir entre 
Goeschenen et Airolo sont pre- 
sum^s devoir Itre achev^s ä la 
fin de septembre 1881. 

Les lignes de Biasca au lac 
Majeur (Locarno) et de Lugano 
ä Chiasso se trouvant termin^es 
et mises en exploitation, les tra- 
vaux sur les lignes Immensee- 
Goeschenen, Airolo - Biasca et 
Cadenazzo - Pino devront §tre 
entrepris en temps nöcessaire pour 
que ces lignes soient ouvertes k 
Fexploitation simultan^ment avec 
le tunnel de Geeschenen k Airolo. 

La coustruction des lignes 
Lucern e-Immensee, Zoug-Arth et 
Giubiasco - Lugano est ajourn^e 
jusqu'ä r^poque oü la ligne Im- 
mensee-Pino sera livr^e k l'ex- 
ploitation. Si, dans l'intervalle, 
la compagnie du Gothard se 
trouvait en position de construire 
Tune ou Tautre de ces lignes, 
eile aurait ä soumettre au 
Conseil f^d^ral une justifi- 
cation financiere qui laisse entifere- 
ment intactes les ressources des- 
t i n ^ e s k la ligne principale 
Immensee-Pino. 



Apres Touverture de la ligne 
Immensee-Pino, la compagnie du 
Gothard devra prendre en mains 
et ex^cuter la coustruction des trois 
lignes ajouru^es, aussi prompte- 
ment que sa position financiere le 
permettra. Le Conseil f6d6ral 
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Bnadesrath hat zu entschei- 
den, ob dieser Fall vorliegt 
und in welcher Reihenfolge die 

en Linien in AngriflP ge- 

L werden sollen. 



prononcera sur la question 
de savoir si tel est le cas, 
ainsi que sur Tordre dans lequel 
les lignes en question devront ßtro 
mises en oeuvre. 



Art. 11. 
le schweizerische Eidgenossenschaft übernimmt die allgemeine 
htung, die Vorschriften des gegenwärtigen Vertrages betref- 
D Bau der Gotthardbahn vollziehen zu lassen. 

Artikel II. 

e Subvention, deren Betrag durch Artikel 16 des Vertrages 
Oktober 1869 auf fünfundachtzig Millionen Pranken fest- 
worden ist, wird um achtundzwanzig Millionen Franken 

3utschland verpflichtet sich, an dieser Vermehrung mit zehn 
»n Franken, Italien mit zehn Millionen Franken und die 
mit acht Millionen Franken theilzunehmen. 
n Ende jedes Baujahres wird der schweizerische Bundesrath 
Se der auf diese Ergänzungssubvention zu zahlenden Annuität 
ißgabe der stattgehabten Ausgaben festsezen und den Antheil 
r kontrahirenden Staaten auf Grundlage ihrer Betheiligung 
neuen Subsidien bestimmen. 

jmäß dem Protokoll von Göschenen, d. d. 5. September 1877, 
Zukunft dieser gleiche Grundsaz auch zur Bestimmung der 
en Quote von dem Drittel der Subsidien von 85 Millionen 
1 angewendet werden, welches bis jetzt nach Artikel 17, 
. des Vertrages vom 15. Oktober 1869 in neun gleichen An- 
i ein bezahlt werden sollte. 

ie Bestimmungen der Artikel 18 und 19 des internationalen 
es vom 15. Oktober 1869 sind auf diese Subsidien anwendbar. 
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Protokoll 

der 

internationalen Konferenz 

zwischen 

der schweizerischen Eidgenossenschan, 

dem Deutsehen Reiche 

und dem Königreich Italien, 

welche am 12. März 1878, betreffend die Gotthardbahn, in Bern 
abgehalten worden ist. 



Die Unterzeichneten sind zusammengetreten, um den Zusaz- 
vertrag betreffend die Gotthardbahn, welchen sie heute vereinbart 
haben, noch einmal zu lesen und alsdann zu unterzeichnen. Bei 
diesem Anlaß sind folgende Erklärungen zu Protokoll gegeben 
worden : 

Die Vertragsparteien sind darüber einig, daß man zur Aus- 
wechslung der Ratifikationen des heutigen Vertrages erst schreiten 
wird, wenn die Gesellschaft der Gotthardbahn durch einen Finanz- 
ausweis dargethan haben wird, daß sie über die Mittel verfüge, 
welche durch die Luzerner Konferenz als für die Ausführung des 
durch den gegenwärtigen Vertrag festgestellten Programms nöthig 
erklärt worden sind. 

Die Abordnung des Königreichs Italied* erklärt, daß die Ratifi- 
kation des Zusaz Vertrages Seitens ihrer Regierung von der Bedingung 
abhänge, daß sie die Mitbetheiligung der am Gotth ardunternehmen 
interessirten Provinzen, Gemeinden und Körperschaften erhältlich 
machen könne. 

Die schweizerische Delegation ihrerseits erklärt in gleicher 
Weise, daß die Bundesbehörden diesen Vertrag nur dann 
genehmigen können, wenn die am Gotthardunternehmen intei 
Kantone und Eisenbahngesellschaften sich in genügendem ]k 
der Nachsubvention betheiligen. 
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V. 

Protocole final 

de la 

irence pour Texamen de la justification fina 

de la 

Soci6t6 du Gothard. 

Berne, 10 Avril 1879. 



iCs D^legu^s, apr^s s'toe livrös daus leuis seances da 
1 k rexamen de la justification finan eiere soumise 
OD de la Soci^te du Gothard, examen pr^vu par le 
du 12 Mars 1878, se sont röunis aujourd'hui pour I 
;ure et constatent, comme r^sultats de leur travail, ce ( 

° Les sommes ^num^rees sont par cons^quant 

,000,000 et par cons^quant avec les subventions as 
is trois gouvernements de fr. 113,000,000 la comps 
d a d^montr^ qu'elle dispose des ressources declar< 
res pour Pexöcution du programme ^tabli (i 
rence de Lucern e et adoptö dans la Convention du 

'ait ä Berne, le 10 Avril 1879. 

(sign.) Ferrncci. KineL Welti. 
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VI. 

Lausanne, den 4. Januar 1882. 

Schweizerisches Bundesgericht."^) 



Der Instruktionsrichter 

in Sachen 

des schweizerischen Bundesrathes 

gegen 

die Regierung des Kantons Luzern, 

resp. deren Litisdenunziatin, die Einwohnergemeinde der 
Stadt Luzern, 

puncto ausstehende Restanz der Gotthardsubvention, 

hat, 
V nach Einsicht der Parteischriften und des mit denselben bereits 

vorgelegten Aktenmaterials, 

] in Erwägung, 

' daß die Zulässigkeit des von der Beklagten angerufenen Beweis- 

mittels der Expertise über die Thatfrage, „ob es der Gotthardbahn 
in der ersten Hälfte des Monats Mai 1881 möglich gewesen wäre, 
die für den Bau der Linie Luzern-Immensee benöthigten Fonds auf 
dem Anleihenswege zu beschaffen und zwar zu Bedingungen, welche 
im Vergleiche zu den bisherigen Fondsbeschaffungen der Gotthard- 
bahn und auch sonst als annehmbar angesehen werden müßten", 

I klägerischerseits mangels Erheblichkeit der zu beweisend ~ 



*) Seit Einreichnng obiger Bechtsschrift , welcher eine gedrukte 
Stadt Lnzern Yom Dezember 1881 folgte, ist dieser prozessleitende Eni 
Instruktionsrichters erlassea wordou, den wir uns nun beizufügen gestattei 
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Sache bestritten wird und die diesfölligen Vorbringen beider Prozeß-^ 
Parteien einen Bestandtheil der Rechtsschriften bilden; 

daß nun nach Ansicht des Unterzeichneten die zum Be^v-eiseJ 
verstellte Thatsache weder nach dem Wortlaute der Verträge noch] 
nach dem Inhalt der luzernischen Verpflichtungsscheine für die Be-j 
urtheilung der vorliegenden Streitsache relevant und deshalb der an- 
gerufene Experten beweis nicht zuzulassen ist; 

daß im üebrigen die angerufenen Beweismittel den Akten bereits J 
einverleibt sind; 

verfügt: 

1) Zustellung der Duplikschrift an den Kläger und Schluß des 
Schriftenwechsels. 

2) Hiemit auch Schluß des Vorveilfehrens im Sinne des Art. 170 
des eidgenössischen Civüpj^esses. 

3) Mittheilung an die 



Der Instruktionsrichter: 
Gaud. Ol^ati. 
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